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Voyeur of Co-planner? The East-European Social Sciences and the Transformation


The paper-presents the basic role conflict of East European social scientists of the 92-ies. What is the “good social sciences” during the period of rapid social change? What is the optimal distance between learning and praxis during structural transformation of the Academia? What would be the relation between research tools, learning strategies and institutional environments in the social research of the 90-ies?





Daß die Leistungen der osteuropäischen Sozialforschung bei der Beschreibung und Interpretation der politischen Wende nach 1989 eher unbefriedigend sind, ist, zumindest in Fachkreisen, allgemein bekannt. Merkwürdigerweise aber wird darüber bisland wenig gesprochen. Für diese Zurückhaltung, dieses Schweigen lassen sich verschiedene Gründe benennen:


�
Einige Kollegen, zumeist – aber nicht nur – westliche, haben auch früher keine ernsthaften wissenschaftlichen Leistungen im Osten gesehen – und auch keine erwartet. Für sie war es daher kaum überraschend, daß nach der Wende gerade die Sozialforschung weiter zurückblieb. Die Osteuropäer,  denen sie früher meist zufällig auf Konferenzen begegnet waren, sprachen – mit Ausnahme einiger Polen und Ungarn, die die herrschenden westlichen Paradigmen kannten und darin arbeiteten – eine andere Sprache. Auch wenn sie bemüht waren, für ihre Exportproduktionen spezielle Verpackungen zu benutzen, bewegten sich ihre Forschungen doch schon hinsichtlich ihrer Fragestellungen in einem anderen ideologischen und gesellschaftspolitischen Kräftefeld. Zwar mag das der westliche Kollege auch schon damals bemerkt haben, aber er war halt kein Wissenschaftsanthropologe, als daß er den andere  Sprach – und Diskurstyp, der ihn dort umgab, hätte genießen können. Er war ein Experte, der ausgehend von seinen eigenen Fragen Publikationen suchte, die eine Alternative zu seinem Paradigma boten oder seine Arbeit ergänzten. Und wenn die östlichen Arbeiten nicht dieser Art waren, dann existierten sie für ihn einfach nicht. Zwar erscheinen die Trennlinien zwischen östlichen und westlichen Diskursen inzwischen weit weniger scharf, inhaltlich aber sind die Unterschiede nur in geringem Maße geschrumpft.


–	Sicher spüren inzwizchen auch die Sozialforscher im Osten, daß etwas im argen liegt, doch die wachsenden Finanzierungsprobleme verdecken die inhaltliche Fragen. Zum einen erscheinen seit Anfang der 90er Jahre angesichts der Verschlechterung der Forschungsförderung all die Projekte als attraktiv, die Geld bringen, das Sammeln von Daten ermöglichen und der Forschung bzw. der eigenen Forschungseinrichtung Einnahmen bescheren. Projekte dieser Art lassen nicht die Zeit, sich mit theoretischen Fragestellungen abzugeben. Zum anderen würde in einer solchen Situation selbst dann, wenn jemand das Theoriedefizit oder den inadäquaten Charakter der Ausgangsfragen thematisieren wollte, der Selbstschutzreflex der Fachwelt den Beginn entsprechender Diskussionen behindern, da sie für Außenstehende – Wissenschaftpolitiker und Auftraggeber – unverständlich wären und daher vermutlich das Image der Fachwelt beeinträchtigen würden.


Die nationale Wissenschaftspolitik erwartet von der Sozialforschung im weiteren Sinne heute  vor allem zwei Dinge (für  die man eigentlich weder Theorie noch fachliche Besinnung braucht: zum einen empirische Daten für anstehende sozialpolitische Reformen und Impact-Analysen der bisherigen Veränderungen, zum anderen Verhaltensorientierungen, die zur Beruhigung der frustierten Akademiker beitragen. Vor diesem Hintergrund wäre Kritik an den Leistungen der einheimischen sozialwissenschaftlichen Fachwelt nur störend; sie könnte auf kurze Sicht gelieferte Daten und Rollenmodelle, die hie und da ja richtig sein mögen, delegitimieren oder devaluieren und damit letztlich auch die Effizienz der Reformen selbst beeinträchtigen. 


�
Trotz alledem ist ein merkwürdiger Widerspruch nicht zu übersehen. In den postsozialistischen Ländern Osteuropas, innerhalb der europäischen Zivilisation bzw. in den westlichen Industriegesellschften überhaupt vollzieht sich ein Umwälzungsprozeß von außerordentlicher Intensität und Geschwindigkeit. Weltbilder stürzen zusammen, ganz plötzlich ändern sich die Gesellschafts – und Machtstrukturen, die Wirkungsweise der Wirtschaft. Ganze Schichten werden durch den Expreßfahrstuhl gesellschaftlicher Bewegung nach oben befördert oder in den Keller verfrachtet. Massen suchen immer verzweifelte nach Verhaltensorientierungen und moralischen Kompaßnadeln. Die Sozialwissenschaften aber, die diese Bewegungen hätten erklären, ja mit möglichen prognostischen  Szenarien unterstützen müssen, haben auf all das letztendlich kaum reagiert. Es fehlt ihnen nicht nur an brauchbaren Großtheorien, sondern auch an  Theorien “mittlerer Reichweite”, d.h. Erklärungsan-geboten zu Problemen der (Re-) Privatisierung, der Einführung demokratische Institutionen, des Verhältnisses zwischen Markt und Staat oder der Auswirkungen des veränderten Kulturkonsums auf die Modernisierung der Wirtschaft beispielsweise. Selbst die Forschungsthemen sind oftmals überraschend konservativ und lassen allenfalls langsame und partielle Reaktionen auf die o.g. Veränderungen erkennen. Letztlich sind wir hier seit 1989 Zeugen eine Art gesellschaftlichen Vulkanausbruchs, die Vulkanologen vor Ort aber (und nicht weniger die Wissenschaft der Vulkanologie in allgemeinen) geben sich damit zufrieden, zu konstatieren, daß hier tatsächlich die Lava fließt und – schau her, schau her – obgleich das vorhersehbar gewesen wäre, sie, wie bedauerlich, es doch nicht vorausgesagt haben. Schließlich überrascht nicht mehr (nur), wie wenig die örtlichen Forscher auf den Ausbruch reagiert haben, sondern vor allem, daß das so ohne weiteres zur Kenntnis genommen wird. 


Wie läßt sich dieser unerwartete Konservatismus bzw. die Trägheit, mit der die Sozialforscher auf diese Entwicklungen reagierten, erklären? Folgende Aspekte zumindest scheinen mir erwägenswert:


1) Die gesellschaftlichen Veränderungen sind mit starken psychischen Belastungen für die gesamte Gesellschaft verbunden, auch für die  Akademiker. Die Umwälzung stellt sich für diejenigen, die sie erleben, als ein Chaos dar. Und gerade inmitten des Chaos wächst die Neigung, sich nicht mit Chaosforschung, sondern mit “ewigen” Dingen zu befassen. Die “Konstanz” in geistigen Dingen gilt als geeignet, zur psychischen Kompensation der rasanten Veränderungen im sozialen und organisatorischen Umfeld beizutragen.


2) Das Festhalten an diesen “ewigen” Dingen oder – mit anderen Worten – den zumindest längerfristigen Themen, hat allerdings auch praktische wissernschafts-politische Gründe. Aktuelle, an jeweils momentane praktische Problemlagen gebundene Themen ercheinen jedermann verständlich und geraten nicht selten in den Ruf, Allgemeinplätze zu beschreiben. Derartige Themen bieten wenig Schutz in einem durch Finanzknappheit und Einsparungszwänge gekennzeichneten Umfeld, in dem sich infolge der Veränderungsdynamik die Schwerpunkte ständing verlagern. Geldgebern fällt es unter diesen Umständen nicht schwer zu behaupten, daß dieses oder jenes Thema nicht mehr oder nicht hinreichend aktuell ist. Zwar ist es einfacher, umfangreiche Mittel für ein überzeugend formuliertes Thema von aktueller praktischer Relevanz als für ein akademischen “Dauerthema” einzuwerben. Zugleich aber ist bei solchen Themen auch das Risiko höher, daß sie infolge des schwer berechenbaren Wechsels der Relevanzkriterien der Auftraggeber schließlich ohne Finanzierung bleiben. Obwohl für ein “ewiges” Thema angesichts der derzeitigen Kürzungen im Bereich der Forschungsförderung nicht sehr viel Geld zu beschaffen ist, bietet es letztlich doch die größere Sicherheit. Denn auch wenn die Wissenschftspolitik derartige Themen heutzutage nicht zu ihren Förderschwerpunkten zählt, sieht sie es doch als ihre moralische Pflicht an, “bis wieder bessere Zeiten kommen”, deren Vertreter – und sei es mit einer Hungerkur – über die Runden zu bringen. Für Forscher mit bescheideneren Ansprüchen scheint sich also – so kurios das anmuten mag – träges bzw. zurückhaltendes Reagieren auf gesellschftliche Veränderungen in der beschriebenen Situation sogar noch bezahlt zu machen.


�
3) Ein sehr großer Teil der osteuropäischen Sozialforschung war vor 1989 sowohl im praktischen Sinne als auch im tieferen Sinne ihrer Erkentnisstrategien ideologischen oder zumindest normativen Charakters. Das Attribut des Ideologischen trifft allerdings nicht nur auf den beträchtlichen Teil der Arbeiten zu, die entweder marxistische Thesen bestätigen wollten oder den gesellschaftspolitischen Aufträgen der Staatsparteien verpflichtet waren; es betrifft nicht minder die dagegen gerichteten Arbeiten oppositioneller Autoren, die ebenfalls normativ waren, insofern auch sie bestimmten Vorstellungen von einer (anderen) “guten Gesellschaft” verbunden waren, an denen sie alles maßen, was sie umgab. Selbst die “reinen Empireker” folgten, wenn auch technokratisch, einer derartigen Rechtschnur. Hinsichtlich dieser Normativität spielten natürlich die traditionellen Weltverbesserungs-programme der osteuropäischen Intelligenz eine große Rolle. Die Richtung und der Charakter, den die Veränderungen nach 1989 annahmen, widersprachen diesen Programmen, weshalb nun die Zwänge des Sollens die Interpretationen des Seins, wenn auch mit anderem Vorzeichen, schließlich wieder in den Hintergrund drängten.


4) Ein Teil der hier angesprochenen intellektuellen Schwierigkeiten hätte durch den Wissenstransfer und den Import von Kenntnissen, die sich in den vergangenen Jahren in den großen westlichen Zentren der Soziologie und der Politologie angehäuft hatten, gelöst werden können. Ein solcher Prozeß setzte dann auch  über viele verschiedene Kanäle ein; positive Resultate sind – ungeachtet der hier im weiteren thematisierten Schwierigkeiten – unbestreitbar. Wenn – gemessen an der mobilisierten Geldmenge, der Zahl der Programme und der in diesem Transferprozeß engagierten Teilnehmer – die Wirkung dennoch bescheiden ausfällt, dann erklärt sich das in nicht geringem Maße aus dem Zustand der als Donatoren auftretenden westlichen Wissenschaftszweige und – institutionen. Denn inzwischen ist necht mehr zu über sehen, daß an der Wende der achtziger zu den neunziger Jahre auch die in Frage kommenden  Exporteure in eine intellektuelle und organisatorische Kriese geraten sind:


–	Auch im Westen halten die theoretischen Nöte der Soziologie weiter an; fertige, für den Osten anwendungsbereite Großtheorien sind auch auf dem westlichen Markt nicht zu haben. Eine Art östliche Adaptation der systeme von Luhmann, Habermas, Burdieu ober Touraine hat ihren Anfang genommen, ist aber bislang kaum über das Stadium eines besonderen “Sprachstudiums” hinausgelangt. Forschungsprogramme von örtlicher Relevanz sind bisher noch nicht daraus entstanden (wenngleich die beiden französischen Systeme im Vergleich zu den deutschen in dieser Hinsicht doch schon etwas weiter zu sein scheinen). Dagegen scheint der Export von Theorien letzlich doch nicht zu funktionieren.


�
–	Ein zusammenhängendes Bild von den Gesellschaften des Ostens besaßen unter westlichen Sozialwissenschaftlern fast ausschließlich die Sowjetologen bzw. Emigranten, die sich mit ihren einstigen Heimatländern befaßten. Aus Karrieredenken bzw. aufgrund ihres persönlichen Lebensweges waren sie größtenteils Experten für die Konfrontation und nich für Kooperation. In der Zeit der neuen Demokratieutopien nach 1989 verloren ihr spezifisches Wissen, ihre Sprache und ihre Fragestellungen – auch intellektuell – schnell an Wert. Zugleich hatte die Sowjetologie nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion erhebliche Kürzungen der bis dato für das Studium des “Feindes” bereitgestellten Mittel hinzunehmen; ein ernsthafter, ja scheinbar erstarkender Gegner ist auch intellektuell attraktiv(er), eine abfallende Krisenregion hingegen uninteressant. Verständlicherweise bemühten sich die westlichen Ostforscher nun um eine schnelle (auch thematische) Anpassung an die neue Situation. Nicht zuletzt, weil sie im Westen als zuverlässige Experten galten, erwiesen sie sich in der Konkurrenz um die neuen internationalen Fördermittel gegenüber den östlichen Kollegen – den unbekannten Namen aus Warschau oder Prag, die auf dem neuen Gebiet zwar unerfahren waren, doch mit ungetrübter Frische auftraten – schließlich als zu erfolgreiche Rivalen. Zwar ließen sie jene – in der Rolle von Subauftragnehmern für die Datenerfassung – notwendigerweise an den eingeworbenen Mitteln partizipieren; letztlich aber haben sie in der Regel (Adam Przeworski, Zygmunt Bauman, Ivan Szelenyi oder Andrew Janos stehen für eine Reihe von Gegenbeispielen) eher zu einer neuen Isolation ihrer östlichen Partner denn zu deren Anbindung an die westlichen Wissenschaftszentren beigetragen. Darüber hinaus ist daran zu erinnern, daß sich die westliche Sowjetologie auch früher in der Regel nicht auf dem jeweils aktuellen Stand sozialwissenschaftlicher Theorieentwicklung bewegt hat und sie zudem auch organisatorisch vom Mainstream der sozioalwissenschaftlichen Fachwelt separiert war. Das heißt, sie wäre in jeder Hinsicht ein wirklich schlechter fachwissenschaftlicher Vermittler gewesen.


–	Vor allem in Amerika, in gewissem Maße auch schon in Westeuropa, verstärkt sich die wissenschaftspolitische Skepsis gegenüber der Sociologie als zentraler Hilfswisseschaften für die gesellschaftliche Umgestaltung in den postsozialistischen Ländern. Zunehmenden Angriffen ausgesetzt, in ihrem Universitätsprestige erschüttert und konfrontiert mit einer spürbaren Verknappung von Fördermitteln sowie einer sich verschlechternden Studentenqualität, ist die Soziologie in sich gekehrt und bestrebt, sich durch Beiträge zur Lösung gesellschaftlicher Probleme in ihrem Umfelld neu zu legitimieren, wobei sie jedoch auf erhebliche Barrieren stößt. Denn vor allem in den USA werden gerade die dafür relevanten Forschungsrichtungen – Komparatistik und International Studies – sukzessive zurückgedrängt. Nach der dortigen internen Werteskala der Disziplinen gelten Sozialwissenschaftler, die sich für internationale Themen interessieren – egal ob für osteuropäische oder ostasiatische – als randständig, ja fast schon als abartin, was die Transferchancen natürlich auch nicht verbessert.


�
Hinter all den bisher angesprochenen Prozessen bzw. Problemen scheint sich eine wichtige Neuordnung im sozialen Umfeld der postsozialistischen Gesellschaftswissenschaften abzuzeichnen, die von vielen in ihrem Kern als eine Art zweistufiger Konservativismus erlebt wird. Zum einen vollziehen sich institutionelle Reformen und personelle Erneuerung in den Einrichtungen der Wissensproduktion oder der Kultur erheblich schleppender, als sich die radikale Intelligenz von 1989-1991 das damals vorstellt hat. Zum anderen bemühen sich dieselben Sozialforscher, die für die makrogesellschaftliche Ebene radikale Veränderungen fordern, in ihrem eigenen, direkten Umfeld massiv um die Aufrechterhaltung des Status quo. Währends sie – in der Regel durchaus zu Recht – die Effizienz anderer Organisationen lautstark in Frage stellen, lassen sie an der Effizienz und Arbeitsweise iher eigenen Einrichtungen keinerlei Zweifel zu.  Während sie von der Gesellschaft im allgemeinen fordern, die zwangsläufigen Folgekosten der Gesellschaftsreform hinzunehmen, halten sie es selbst für unzumutbar, ja für geistigen Genocid, wenn etwa das Finanzamt die bisherigen Steuerprivilegien für “geistige Honorare” abzuschaffen gedenkt.


War die osteuropäische (Forscher-) Intelligenz auch früher schon konservativ, und wir haben das nur nicht gemerkt, weil es sich nirgends äußern konnte? Oder war es erkennbar, und wir wollten es einfach nicht bemerken? Oder ist dieser eigentümliche, organisatorische Konservativismus etwas Neues, das sich erst in der Nach-Wende-Situation herausgebildet hat? Die im Laufe der Jahre gefestigten Positionen und Interessen – so läßt sich diese konservative Perspektive skizzieren – sind schließlich überschaubar, durch die nach der Wende erlangte akademische Autonomie sind der eigene Handlungsspielraum absehbar und die strategischen Optionen anderer relevanter Akteure kalkulierbar geworden. Reformen – und darin ist man sich überall einig – sind zweifellos notwendig, doch sie erzeugen Unsicherheit, verringern die Berechenbarkeit von Strategien, erhöhen das individuelle Risiko und verwischen die Frontlinien. Allein deswegen wären sie jetzt vielleicht doch nicht so nötig...


Umfassende, sich auf alle Lebensbereiche erstreckende und bis in die individuelle Lebensweise hineinreichende Transformationen sind nur nach wirklichen Revolutionen vorstellbar. 1989 war das nicht der Fall, und einen revolutionären Totalitätsanspruch können wir gegenüber den vom derzeitigen massiven gesellschaftlichen Wandel erfaßten (und gestreßten) Individuen so wirklich rechtens auch nicht erheben. Die nämlich sind froh, wenn sie im Strom der Veränderungen zumindest in Teilbereichen etwas von ihrer früheren Lebensweise oder von ihren früheren Arbeitsphilosophien erhalten können.


Die Sozialforschung im späten Staatssozialismus, zumindest die in seinen aufgeklärteren Varianten (der polnischen, ungarischen und jugoslawischen), war durch drei grundlegende Merkmale gekennzeichnet, die sich inzwischen in Hemmnisse für die erforderlichen Veränderungen verwandelt haben:


�
–	Survey-Orientierheit in der Methodologie: Unter Berufung auf den Informationsbedarf des Staates ließen sich bei der staatlichen Bürokratie relativ leicht umfangreiche Mittel für die Survey-Forschung beschaffen. Zwar war immer auch viel die Rede von Mikromethodologien, historischer Analyse oder intensiven Methoden, doch in der Realität machte, wer konnte, dennoch Surveys. Für Forschung mit intensiven Methoden standen in der Regel zu wenige junge Assistente zur Verfügung, die die Basisaufgaben hätten erfüllen können. Für die großen, extensiven Erhebungen war das Geld letztlich doch immer da. Im Grunde genommen hat sich auch nach 1989 and diesem Trend nichts geändert. Ein Gutteil der potentiellen Assistenten ging im Rahmen von Doktorandenprogrammen ins Ausland (und damit als “Zuarbeiter” für einheimische Projekte verloren). Gleichzeitig erhöhten ausländische Auftraggeber die Nachfrage nach Survey-Daten. Hinzu kommt, daß die um ihr Überlleben ringenden Institute an Surveys weitaus besser verdienen als an Projekten der Grundlagenforschung und sie dabei auch versteckte Kosten abrechnen können. In Gegenzug wächst das Defizit an den für eine bessere Wahrnehmung und Interpretation der Veränderungen erforderlichen Erhebungen, die mit intensiven Techniken vorgenommen werden.


Verflossene Komparationsmöglichkeiten: Früher, d.h. unter den Bedingungen des Staatssozialismus, gab es in der Sozialforschung zwei Möglichkeiten des Vergleichs. Entweder habe ich zuerst mein eigenes Material untersucht und dann aufgezeigt, welche Unterschiede in der sozialistischen Gesellschaft auf dem jeweiligen Gebiet im Vergleich zum Westen bestanden. Oder ich habe wiederun zuerst die staatssozialistische Realität beschrieben und dann mit kritischen, radikalem Pathos zu verstehen gegeben, wie unvollkommen das System im Vergleich zu seinen ursprünglichen Verheißungen oder zum theoretischen Schema des sozialistischen Projektes war, es mitunter geradezu im Gegensatz dazu stand. Heute haben beide Vergleiche ihren Sinn verloren.


Fachsoziologiestile: Obgleich infolge der Selbstschutzideologien des Staatssozialismus Fragenstellungen bezüglich des Wesensgehaltes der Ordnung in der Öffentlichkeit als illegitim galten, waren für einzelne Untersuchungen zur Funktionsweise verschiedener gesellschaftlicher Teilbereiche (Wirtschaft, Recht, Familie, Organisationen) gelegentlich durchaus beträchtliche Unterstützungsmittel zu haben. Im Austausch für derartige “Zugeständnisse” mußten die betreffenden Fachsoziologen aber Technizisten bleiben, sie durften noch nich einmal im Rahmen ihrer eigenen Gebiete auf allgemeinere Zusammenhänge hinweisen. Dieser Technizismus machte sich danach sowohl im Hinblick auf einheimische Unterstützungsmittel als auch mit Bezug auf internationale Projekte (wo gerade der sterile, vom gesellschaftspolitischen Kräftefeld isolierte Charakter der jeweiligen Einrichtungen zur Vergleichsgrundlage wurde) sehr bezahlt, und er ist daher bis zum heutigen Tage stark verbreitet.


�
Bisher sind neue disziplinäre Antworten auf die gegenwärtigen gesellschaftlichen Veränderungen nicht abzusehen. Die von den Industrialisierungs-modellen im 19. Jahrhundert ausgeläste massenhafte und dramatische Armut spielte eine maßgebliche Rolle bei der Geburt der Soziologie und der Formulierung ihrer ersten empirischen Fragestellungen. Von ähnlicher Wirkung war die Wirtschaftskrise von 1929 für die Keynesianische Wende in der Wirtschaftswissenschaft. Gegenwärtig sind wir Zeugen einer neuen Industrialisierung mit massenarmut als Folgeerscheinung, wir haben eine tiefere und längere Krise als 1929 erlebt, doch neue Theorien gibt es keine, zumindest zeichnet sich ihre Entwicklung bisher nirgendwo ab. Die ersten Anzeichen für einen Ausweg lassen sich aber dennoch wahrnehmen, und diese hängen offensichtlich mit den indirekten Folgen der Globalisierung zusammen. Dabei wird jedoch, wie es scheint, die direkte wissenschaftliche Vernetzung zwischen Ost und West eher von zweitrangiger Bedeutung sein. Vermutlich wird die wirtschaftliche und politische Integration die osteuropäischen Akteure dazu zwingen, über sich selbst Informationen –  d.h. nicht nur Daten, sondern auch sozialtechnische Interpretationen – in einer Qualität zu produzieren, wie ihre Partner im Westen sie (über sich selbst) haben. Daher müssen, ob man will oder nicht, einheimische Mittel für den Ausbau entsprechenden Infromationserfassungs – und – verarbeitungssysteme bereitgestellt werden. Dabei wird die Rolle des Staates naturgemäß sehr groß bleiben. Zur Gewinnung von Experten, die mit diesen Systemen umzugehen in der Lage sind, muß die interne Ordnung der Hochschulen ohnehin modernisiert werden. Und aus den gewonnenen Daten werde zwar nicht sofort, aber mit zeitlicher Versetzung, früher oder später erkllärende Modelle und Theorien entstehen. Der externe Ausbildungs – und Forschungsbedarf wird – wenn es sein muß, auch gegen die Academia – die Erneuerung der Disziplin erzwingen. 
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